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A. Problem 

Belastung der kleinen und mittleren Unternehmen bei der Teil- 
nahme an Entwicklungen und Fördermaßnahmen in der Europäi- 
schen Gemeinschaft. 


B. Lösung 

Entlastung von unangemessenen administrativen, finanziellen 
und rechtlichen Belastungen. 

Informations- und Beratungshilfen für Unternehmen. 

Erleichterungen von grenzüberschreitenden Kooperationen und 
Partnerschaften. 

Bessere Information durch Verwendung der deutschen Sprache 
und in jederzeit abrufbarer Form über die EG-Kommission. 

Längerfristige und angemessene Beteiligung der EG an der Finan- 
zierung der EG -Beratungsstellen. 


Große Mehrheit im Ausschuß 
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C. Alternativen 

Entsprechend dem Vorschlag Verbesserung der Rahmenbedin- 
gungen, jedoch ohne die geforderte Verwendung der deutschen 
Sprache und ohne die längerfristige Beteiligung an der Finanzie- 
rung der Beratungsstellen. 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehiung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß der anliegende Vor- 
schlag der Politik der Europäischen Gemeinschaft (EG) zur För- 
derung kleiner und mittlerer Unternehmen einen festen Finanz- 
rahmen vorgibt und in Artikel 3 das Subsidiaritätsprinzip aus- 
drücklich aufnimmt. 

2. Der Deutsche Bundestag erwartet, daß die EG auf dem Gebiet 
des Abbaus von für kleine und mittlere Unternehmen unange- 
messenen administrativen und rechtlichen Beschränkungen 
auch konkrete Beschlüsse faßt. 

3. Der Deutsche Bundestag bedauert, daß die Bereitstellung von 
Informationen auf EG -Ebene noch sehr lückenhaft ist und es 
insbesondere noch an einer zentralen Stelle fehlt, die über den 
Stand einzelner Harmonisierungsvorhaben und deren Umset- 
zung in nationales Recht informiert. Er hält es gerade im Inter- 
esse mittelständischer Unternehmen für dringend notwendig, 
daß derartige Informationen in deutscher Sprache und in jeder- 
zeit abrufbarer Form bei der Kommission zur Verfügung gestellt 
werden. 

4. Der Deutsche Bundestag erwartet, daß sich die EG an der Finan- 
zierung der EG-Beratungsstellen längerfristig und angemessen 
beteiligt. 


Bonn, den 21. Juni 1989 


Der Ausschuß für Wirtschaft 


Dr. Unland 

Vorsitzender 


Vahlberg 

Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für Unternehmen und die Förderung ihrer Entwicklung, insbesondere von kleinen und mittleren 
Unternehmen, in der Gemeinschaft 


Begründung 


L Einleitung 


Das wirtschaftliche Umfeld in Europa verändert sich 
schnell. So wie das Programm für die Verwirklichimg 
des Binnenmarktes voranschreitet, entwickelt sich der 
Prozeß der europäischen Integration mit beachtlichem 
Schwung. Die Gemeinschaft hat ebenfalls grundle- 
gende pohtische Entscheidungen über die Agrarre- 
form, die Ausweitung der Strukturfonds und über Ak- 
tionen im Zusammenhang mit der wissenschaftlichen 
und technologischen Entwicklimg, der Umwelt, den 
sozialen Bedingimgen und des Währungssystems ge- 
troffen. 

Alle diese Pohtiken haben einen bedeutenden Einfluß 
aiif den Untemehmenssektor. Die Schaffung eines ge- 
meinsamen Wirtschaftsraumes wird den europäi- 
schen Unternehmen bisher imerreichte Möglichkei- 
ten bieten, indem sie ihre Heimatmärkte ausweiten 
und sich in Bereichen speziahsieren können, in denen 
sie über komparative Vorteile verfügen. Um diese 
Möglichkeiten jedoch voll auszimutzen, müssen sich 
die Unternehmen beizeiten den wechselnden Be- 
dingungen auf dem großen Binnenmarkt imd den da- 
mit verbundenen pohtischen Entwicklungen anpas- 
sen. 

Die Unternehmen werden sich den wechselnden Be- 
dingungen reibungsloser anpassen, wenn das Umfeld 
eine positive Entwicklung der Unternehmen ermög- 
hcht. Um ein solches Umfeld zu gewährleisten, in dem 
die Wirtschaft sich schnell den sich verändernden 
Marktbedingimgen anpassen kann, dürfen die Unter- 
nehmen keinen übertriebenen gesetzhchen und ver- 
waltungsmäßigen Zwängen unterliegen. Zusätzlich 
müssen sie über die sich verändernden Bedingungen 
gut informiert werden und diese verstehen und Zu- 
gang zu neuen Möglichkeiten finden; in dieser Hin- 
sicht sind vor allem kleine Unternehmen oftmals be- 
nachteiligt. 

Die Gemeinschaftspolitik für den Untemehmensbe- 
reich, die sich diese Ziele zu eigen macht, hat sich in 
den letzten Jahren schnell entwickelt. Als Ergebnis 


des Aktionsprogramms 1988 für die KMU und der 
Gemeinschaftspolitik in den entsprechenden Berei- 
chen wurde bereits eine umfassende Reihe von Maß- 
nahmen, die meisten als Püotprojekt oder in experi- 
menteller Form, ergriffen. Der Ministerrat sorgte mit 
den Resolutionen von 1986 imd 1988 für breite 
pohtische Unter stützimg, wobei die letztgenannte 
Resolution insbesondere eine Beschleunigung der 
Ausführung der Pohtik forderte. Das Parlament 
sowie der Wirtschafts- imd Sozialausschuß verlang- 
ten beide eine intensivere Tätigkeit in diesem Be- 
reich. 

Der beüiegende Beschlußentwurf stellt die geeignete 
gesetzhche Grundlage für die Fortsetzung und Aus- 
weitimg der Gemeinschaf tspohtik bez. der Rahmen- 
bedingimgen für Unternehmen und ihrer Entwick- 
limg dar. Sie steht ein mittelfristiges pohtisches Enga- 
gement des Rates dar imd folghch die Sicherstellung 
der Finanzierung aus dem Gemeinschaftshaushalt für 
eine Pohtik, die aus einer Reihe von Pilot- und Vorbe- 
reitungsmaßnahmen zu einem Bereich kohärenter 
und wichtiger Gemeinschaftsaktionen herangewach- 
sen ist. 


11. Entwicklung der Unternehmenspolitik der 
Gemeinschaft 

In den achtziger Jahren konzentrierten die Wirt- 
schaftspohtiker in den Mitghedstaaten imd der Ge- 
meinschaft insbesondere angesichts der hohen Ar- 
beitslosenzahlen ihre Aufmerksamkeit verstärkt auf 
die Rahmenbedingungen für den Untemehmensbe- 
reich. Diese Betrachtungen wurden durch die Verab- 
schiedung der Einheithchen Akte und die Beschleuni- 
gung der Verwirkhchimg des Binnenmarktes, auf 
dem Arbeit, Kapital und Güter sich ohne Einschrän- 
kung bewegen können, noch verstärkt. Es wurde folg- 
hch zunehmend klar, daß die Gemeinschaft bei ihrer 
Aktion für die Unternehmen einen kohärenten Ansatz 
entwickeln und der besonderen Erfordernisse für klei- 
nere Unternehmen bei der Anpassung an die sich öff- 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 10. April 1989 — 121 — 680 70 — E — 
Wi 72/89. 
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nenden europäischen Märkte Rechnung tragen 
würde. 


A. KMU-Aktionsprogramm 

Ab 1985 wurden bei den Sitzungen des Europäischen 
Rates prioritäre Bereiche für Aktionen zugunsten der 
Unternehmen festgelegt. Die Kommission antwortete 
mit der Ausarbeitung eines Aktionsprogramms für 
Kleine und Mittlere Unternehmen (KMU)^), das im 
November 1988 in einer Resolution des Rates gebilligt 
wurde. 

Die zwei Hauptziele dieses Aktionsprogramms waren 
die Schaffung günstiger Rahmenbedingungen für Un- 
ternehmen im auf dem Binnenmarkt und die Förde- 
rung der Rexibilität von kleinen Unternehmen. 

Seit der Verabschiedung des Programms hat die Kom- 
mission mehrere Projekte von Gesetzesvorschlägen, 
die den gesteckten Zielen entsprechen sollen, unter- 
breitet. Nachfolgend Beispiele dieser Aktionen, die in 
spezifischen Mitteilungen und in drei regelmäßigen 
Kommissionsberichten über die Ausführung des Ak- 
tionsprogramms 3) erläutert wurden: 


Verbesserung der Rahmenbedingungen 

— Entwicklung eines Systems zur Beurteilung der 
wirtschaftlichen Auswirkungen der vorgeschlage- 
nen Gemeinschaftsgesetzgebung 

— Analyse der bestehenden Gemeinschaftsgesetzge- 
bung hinsichtlich die der Wirtschaft auferlegten 
V erpflichtungen 

~ Vorschlag für eine gesellschaftsrechtliche Richtli- 
nie betreffend die Einpersonengesellschaften mit 
beschränkter Haftung^) 

— Vorschlag zur Änderung der vierten und siebten 
gesellschaftsrechtlichen Richtlinie, um den KMU 
für die Aufstellung und die Veröffentlichung des 
Jahresabschlusses Erleichterungen zu verschaf- 
fen 5) 


Förderung der Anpassungsfähigkeit von 

Klein unternehmen 

— Start der Pilotphase des Projekts der EG-Bera- 
tungsstellen für Unternehmen, um der Wirtschaft 
Informationen über die Gemeinschaftsbereiche zu 
geben; Vorbereitung der Ausweitungsphase®) 

— Start des Projekts des Business Cooperation Net- 
work (BC-NET) zur Förderung der grenzüber- 
schreitenden Zusammenarbeit^) 


1) KOM(88) 445 

2) ABI C 287 vom 14, November 1986 

3) KOM(87) 238, KOM(88) 64, KOM(89) . . . 

4) KOM(88) 101 

5) KOM(88) 292 

6) KOM(88) 161, KOM(88) 693 


— Förderung einer Fort- und Weiterbildungsaktion 
zur Vorbereitung der KMU auf 1992 7) 

— Ausweitung des Zugangs der KMU zu den For- 
schungs- und Entwicklungsprogrammen sowie 
den Strukturfonds der Gemeinschaft 

— Pilotaktionen zur Stimulierung der Märkte für 
„StartkapitaP' (Seed Capital) 


B. Entwicklung über das Aktionsprogramm hinaus 

Viele der Maßnahmen aus dem Aktionsprogramm 
sind jetzt an einem Punkt angelangt, an dem sie ent- 
weder wegen ihrer Art oder ihres Umfangs als ein 
Ganzes über das Stadium des Pilotprojekts oder einer 
Vorbereitungsaktion hinausgehen. In seiner Resolu- 
tion über die „Verbesserung der Rahmenbedingun- 
gen für Unternehmen und die Förderung der Entwick- 
lung von Unternehmen, insbesondere von kleinen 
und mittleren Unternehmen, in der Gemeinschaft" 8) 
von Juni 1988 unterstrich der Rat die Notwendigkeit 
eines Erreichens dieser Ziele und forderte „die Kom- 
mission im Hinblick auf die Verwirklichung des Bin- 
nenmarktes dazu auf, ihre Arbeit bei der Ausführung 
aller Aspekte dieser Politik zu beschleunigen". Diese 
Resolution bezog sich hauptsächhch auf eine Mittei- 
lung, die im Mai 1988 unter dem Titel „Eine Unter- 
nehmenspolitik für die Gemeinschaft" 8) von der Kom- 
mission vorgestellt wurde und die die Ziele der Ge- 
meinschaftspolitik gegenüber den Unternehmen klar- 
stellte sowie Leitlinien zur Festlegung der zukünfti- 
gen Gemeinschaftsaktion in diesem Bereich ent- 
hielt. 

Aus diesem Grunde ist es jetzt erforderhch, durch die 
Schaffung einer geeigneten gesetzlichen Grundlage 
den nächsten Schritt bei der Entwicklung der beste- 
henden und ergänzender Aktionen für die nächsten 
Jahre zu tun, wenn die Notwendigkeit und die Dring- 
lichkeit für die Unternehmen steigt, sich dem Binnen- 
markt anzupassen. Der vorgeschlagene Beschluß 
würde diese Grundlage schaffen und es der Kom- 
mission ermöglichen, die mittelfristigen verwal- 
tungsmäßigen und finanziellen Vorkehrungen zu 
treffen, die für die Ausführung der Politik erforderlich 
sind. 


IIL Verbindungen zu anderen Politiken 

Von ihrer Art her steht die Politik zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und zur 
Förderung der Untemehmensentwicklung mit einer 
ganzen Reihe gemeinschaftlicher und nationaler Poh- 
tiken in einem engen Zusammenhang und ergänzt 
diese. Bei der Entwicklung dieser Untemehmenspoh- 
tik hat die Kommission die systematische Koordina- 
tion der verschiedenen Projekte mit den entsprechen- 
den Bereichen der Gemeinschaftspolitik und den da- 

7) KOM(88) 162 

8) ABI. C 197 vom 27. Juli 1988 

9) KOM(88) 241 
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mit verbundenen Aktionen auf Ebene der Mitglied- 
staaten sichergestellt. Es ist wesentlich, daß diese Ko- 
ordination auch in der Zukunft weitergeht und daß sie 
sogar ausgeweitet wird, wenn das Spektrum der Ak- 
tionen größer wird. 

Der Hauptrahmen für die Gemeinschaftspolitik ist 
durch die Verwirklichung des Binnenmarktes klar ab- 
gesteckt, zumal dieser Markt bereits jetzt einen 
durchdringenden Einfluß auf das Europäische Wirt- 
schaftsumfeld ausübt und zu bedeutenden Fortschrit- 
ten in der Leistungsfähigkeit der Unternehmen führen 
wird, wenn der freie Verkehr von Kapital, Arbeit und 
Gütern erst erreicht ist. Durch eine Stärkung des Un- 
ternehmenssektors und eine verstärkte Anwendung 
von marktwirtschaftlichen Prinzipien trägt diese Poli- 
tik zur Wachstums- und Beschäftigungsstrategie der 
Gemeinschaft bei. Gleichzeitig berücksichtigt die Ge- 
meinschaftspolitik in diesem Bereich die wichtige 
Rolle der Unternehmen in der Gesellschaft als auch 
die Notwendigkeit dafür, daß Maßnahmen der Unter- 
nehmensförderung mit umweit- und sozialpolitischen 
Zielsetzungen im Einklang zu stehen haben. 

Eine besondere Rolle der Gemeinschaftspolitik für 
Unternehmen im Binnenmarkt ist es, zu gewährlei- 
sten, daß die neuen Regeln und Normen, die aufge- 
stellt werden, klar verständlich sind, von den Unter- 
nehmen verstanden werden und diesen keine über- 
mäßigen Zwänge auferlegen. Dort wo die Marktme- 
chanismen die für den Integrationsprozeß erforderli- 
chen Bedingungen nicht gewährleisten können, bei- 
spielsweise, falls es einen unzureichenden Informa- 
tionsfluß über gemeinschaftliche oder örtliche Ge- 
setze, Bestimmungen und technische Normen, Ko- 
operationsmöglichkeiten usw. oder aber keine ange- 
paßten Fortbildungs- und Finanzierungsmöglichkei- 
ten gibt, könnten Aktionen erforderlich sein, um die- 
sen Erfordernissen zu entsprechen. Dort wo Maßnah- 
men, die auf nationaler oder regionaler Ebene ergrif- 
fen wurden, nicht angepaßt und ungeeignet sind, dort 
gibt es ein Betätigungsfeld für Aktionen auf Gemein- 
schaftsebene. Die meisten Maßnahmen, die im Rah- 
men des KMU-Aktionsprogramms ergriffen wurden 
(z. B. das Bewertungssystem der wirtschaftlichen Aus- 
wirkungen, die EG-Beratungsstellen für Unterneh- 
men, das BC-NET, Fortbildungsmaßnahmen) tragen 
zur Verwirklichung des Prozesses eines gemeinsamen 
Binnenmarktes bei. 

In ähnlicher Weise ist die Gemeinschaftspolitik für die 
Unternehmen eng mit den anderen Politikbereichen 
verbunden, die von der Einheitlichen Akte als wesent- 
liche Elemente für die Schaffung eines gemeinsamen 
Wirtschafts- und Sozialraums hervorgehoben werden. 
Dies ist besonders für die Wissenschafts- und Techno- 
logiepolitik der Gemeinschaft und die Stärkung des 
wirtschafthch-sozialen Zusammenhalts (insbesondere 
Regionalpolitik) der Fall, wo Unternehmen oftmals 
selbst Instrumente der Ausführung einer Politik sind. 
Die Initiativen im Rahmen des Aktionsprogramms zur 
Förderung der grenzüberschreitenden Zusammenar- 
beit (z. B. das BC-NET) sind eng mit den Gemein- 
schaftsprogrammen für Forschung und Entwicklung 
(z. B. BRITE, ESPRIT), Innovation und Technologie- 
transfer (z. B. SPRINT) und Energie (z. B. Kohlenwas- 
serstofftechnologie, Demonstrationsprogramme), die 


ihrerseits kooperative Projekte einbeziehen, koordi- 
niert und tragen zu deren Erfolg bei. Die Maßnahmen 
sind auch eng verbunden mit Gemeinschaftsinitiati- 
ven im Fortbildungsbereich, wie z. B. COMETT, oder 
bezüglich der Finanzierung transnationaler technolo- 
gischer Zusammenarbeit von Unternehmen i^). 

Hinsichtlich des wirtschaftlich-sozialen Zusammen- 
halts hat die Regionalpolitik seit 1980 spezifische In- 
itiativen zugunsten kleiner und mittlerer Unterneh- 
men ergriffen. In der vor kurzem beschlossenen Re- 
form der Fonds betont die Rahmenverordnung den 
prioritären Charakter der Initiativen zur Entwicklung 
des endogenen Potentials der Regionen. Diese Priori- 
tät kommt in der neuen Regionalfondsverordnung 
durch die ausdrückliche Erwähnung der Unterstüt- 
zung kleiner und mittlerer Unternehmen zum Aus- 
druck, insbesondere durch Zuschüsse zu Dienstlei- 
stungen, die Finanzierung des Technologietransfers, 
der Verbesserung ihres Zugangs zum Kapitalmarkt, 
Investitionsbeihilfen und der Realisierung kleiner In- 
f r astrukturproj ekte . 

In diesem Zusammenhang sehen mehrere Projekte im 
Rahmen des Aktionsprogramms besondere Bestim- 
mungen für hilfsbedürftige Regionen vor (z. B. die 
Gewerbe- und Innovationszentren, EUROPARTNER- 
SCHAFT, Startkapital). 


IV. Maßnahmen zur Verbesserung der 

Rahmenbedingungen für Unternehmen und 
zur Förderung ihrer Entwicklung, 
insbesondere der KMU 

A. Ziele und Grundprinzipien 

Hauptanliegen der vorgeschlagenen Entscheidung ist 
die Einführung einer geeigneten gesetzlichen Grund- 
lage für die Fortsetzung und Ausweitung von Maß- 
nahmen zur Verbesserung der wirtschaftlichen Rah- 
menbedingungen und zur Förderung der Unterneh- 
mensentwicklung, insbesondere der KMU. Die 
Hauptziele sind die folgenden: 

— die Unternehmen von übertriebenen verwaltungs- 
mäßigen, finanziellen und gesetzlichen Zwängen 
zu befreien, die die Entwicklung und Gründung 
kleiner und mittlerer Unternehmen hemmen; 

— die Unternehmen und insbesondere die KMU über 
die nationalen und gemeinschaftlichen Pohtiken, 
Bestimmungen und Tätigkeiten, die diese Unter- 
nehmen betreffen oder betreffen könnten, zu infor- 
mieren und den Unternehmen zu helfen; 

— die Kooperation und Partnerschaften zwischen Un- 
ternehmen, insbesondere von kleinen und mittle- 
ren Unternehmen aus verschiedenen Regionen der 
Gemeinschaft, zu fördern. 

Die zu ergreifenden Maßnahmen, die im nachfolgen- 
den Unterabschnitt angeführt sind, stellen in einigen 
Fällen die Entwicklung oder Ausweitung von Tätig- 
keiten dar, die bereits im Rahmen des KMU-Aktions- 


10 ) Vgl. KOM(8) 114 
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Programms in Angriff genommen wurden; die zusätz- 
lichen Aktionen sind jene, die als erforderhch angese- 
hen werden, um die bestehenden Maßnahmen zu ver- 
vollständigen, Alle diese Aktionen werden anhand 
der Leitiinien vorangetrieben; die in der Resolution 
vom Juni 1988 festqelegt worden sind. Sie lauten wie 
folgt: 

— die Förderung von kleinen und mittleren Unter- 
nehmen muß durch eine Stärkung der Marktkräfte 
erreicht werden; 

— die Kosten für die Unternehmen, die aus der Be- 
rücksichtigung der Gemeinschaftsgesetzgebung 
erwachsen, müssen auf ein Mindestmaß gesenkt 
und unnötige Bestimmungen vermieden werden; 

— die bestehende Gesetzgebung sollte im Hinblick 
auf eine geeignete Vereinfachung hin überarbeitet 
werden; 

— Maßnahmen auf Gemeinschaftsebene sollten sich 
nicht mit jenen auf der Ebene der Mitghedstaaten 
überschneiden; sie sollten soweit wie möghch die 
bestehenden Strukturen und Verantwortlichkeiten 
nutzen, anstatt neue zu schaffen; 

— die Möghchkeiten für kleine und mittlere Unter- 
nehmen in den Strukturfonds, in den Forschungs- 
und Entwicklungsprogrammen und in anderen 
Gemeinschaftsprogrammen sollten ausgeweitet 
werden; 

— auf Gemeinschaftsebene sind spezifische Dienst- 
leistungen mit einer europäischen Dimension für 
die kleinen und mittleren Unternehmen von Be- 
deutung; u. a. die Informationsbeschaffung und 
die Förderung der grenzüberschreitenden Zusam- 
menarbeit von Unternehmen und zwischen ande- 
ren privaten und öffentlichen Einrichtungen; 

— auf Gemeinschaftsebene kann der Austausch von 
Erfahrungen aus den verschiedenen Teilen der 
Gemeinschaft und die Demonstration konkreter 
Maßnahmen zur Steigerung der Leistungsfähig- 
keit der Programme für die kleinen und mittleren 
Unternehmen beitragen; die Kommission will 
diese Initiativen aufgreifen, entwickeln imd unter- 
stützen; 

Maßnahmen der Gemeinschaft sollten nach einge- 
hender Absprache mit den Sozialpartnern ergrif- 
fen werden; 

— die Aktion sollte der Vielfalt der institutionellen 
und kulturellen Strukturen in der Gemeinschaft, 
aus der sich unterschiedhche Bedürfnisse ergeben, 
Rechnung tragen. 

Die Kommission wird sich auch weiterhin ausführhch 
mit den Mitghedstaaten über den Fortschritt dieser 
Politik beraten. Sie wird dabei insbesondere von ei- 
nem beratenden Ausschuß imterstützt, der sich aus 
den Vertretern der Mitghedstaaten zusammensetzt 
und der seine Meinung über die Entwicklung und die 
Auswirkungen der Maßnahmen äußern wird. 


B. Die Maßnahmen 

B. 1. Abbau unangemessener verwaltungsmäßiger 
und gesetzlicher Zwänge für die Wirtschaft 

In diesem Bereich will die Kommission 

— die Maßnahmen verstärken, die gewährleisten, 
daß die neue Gemeinschaftsgesetzgebung der 
Wirtschaft keine unangemessenen verwaltungs- 
mäßigen oder gesetzhchen Zwänge auferlegt. Dies 
soll durch eine Verbesserung der Verfahren ge- 
schehen, mit denen die wirtschafthchen Auswir- 
kungen beurteilt werden. Außerdem soll sicherge- 
steUt werden, daß die Betroffenen bei der Ausar- 
beitung der vorgeschlagenen Gesetzgebung zum 
frühestmöghchen Zeitpunkt zu Rate gezogen wer- 
den; 

— die bestehende Gemeinschaftsgesetzgebung in 
weiten pohtischen Bereichen überprüfen, und 
zwar über Beratungen mit den Betroffenen, damit 
die Auswirkungen pohtischer Maßnahmen auf die 
wirtschafthchen Rahmenbedingungen voU und 
ganz beurteilt und der Kommission Vorschläge zur 
Verbesserung dieser Maßnahmen unterbreitet 
werden können; 

— Informationsaustausch mit den Mitghedstaaten 
über Mittel und Wege zur Verbesserung des wirt- 
schafthchen Umfeldes gewährleisten und in die- 
sem Rahmen die Bereiche ausfindig machen, in 
denen Verbesserungen durchgeführt werden kön- 
nen. Ferner wiU die Kommission die Mitghedstaa- 
ten ermutigen, geeignete Maßnahmen zu treffen, 
damit die nationale Gesetzgebung die Beibehal- 
tung eines gesunden Wirtschaftskhmas erleichtern 
kann und daß Unternehmensvertreter in geeigne- 
ter Weise konsultiert werden. 


B. 2. Informationsbeschaffung und Unterstützung 
der Unternehmen 

Die Tätigkeit der Kommission in diesem Bereich ist 
eng mit der Informationspohtik der Gemeinschaft und 
ihrer Pohtik zur Schaffung eines Informationsdienst- 
leistungsmarkts verknüpft. Sie wird 

— ihre Tätigkeiten bei der Vorbereitung praxisnaher 
Pubhkationen, Seminare, Konferenzen usw. wei- 
terentwickeln, um die Aufmerksamkeit der Unter- 
nehmen (insbesondere der KMU) auf die Ziele und 
Pohtiken der Gemeinschaft zu lenken, die sie be- 
treffen oder sie betreffen könnten-, dies ist von be- 
sonderer Bedeutung, um die Unternehmen über 
die Veränderungen im Zusammenhang mit der 
Verwirkhchung des Binnenmarktes in Kenntnis zu 
setzen; 

— unter Nutzung der Erfahrungen in der Pilotphase 
der Projekte neue EG-BeratungssteUen für Unter- 
nehmen (bis zu einer Höchstzahl von 200) einrich- 
ten, um für korrekte und praktische Information 
und Unterstützung für die KMU überah in der Ge- 
meinschaft zu sorgen; das Netzwerk dieser Bera- 
tungsstellen entwickeln, um den Transfer von In- 
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formationen und Fachwissen zwischen den Bera- 
tungsstellen zu verbessern; für eine gründliche 
Ausbildung des Personals der Beratungsstellen in 
den Bestimmungen, Programmen und anderen 
Aktivitäten der Gemeinschaft sorgen und geeig- 
nete Instrumente (Zugang zu Datenbanken, Infor- 
mationsblättern, Newsletters usw.) zur Verbesse- 
rung des Informationsflusses über Gemeinschafts- 
materien zu den ElC-Zentren schaffen; 

— auf der Grundlage der Versuchsprojekte, die im 
Dezember 1988 von der Kommission gebilligt wur- 
den, Initiativen ergreifen, um die KMU auf die sich 
verändernden Bedingungen des Binnenmarktes 
vorzubereiten, und zwar mittels Unterstützung für 
die Entwicklung strategischer Managementkennt- 
nisse (Ermittlung der Entwicklungsperspektiven 
des Betriebs im Zusammenhang mit 1992, Marke- 
ting usw.), für die Analyse der sektoriellen und 
regionalen Auswirkungen des Binnenmarktes auf 
die KMU und für den Aufbau eines Netzwerks von 
Einrichtungen, die an einer solchen Aktion betei- 
ligt sind; aufgrund der Erfahrungen können diese 
Projekte abgeändert oder ausgeweitet werden; 
diese Maßnahmen werden im Einklang mit der 
Strategie der Kommission für Erwachsenenbil- 
dung durchgeführt, die auch die Ideen aus dem 
sozialen Dialog berücksichtigt, wo Bildung und 
Ausbildung eine hohe Priorität hat; 

— Maßnahmen ergreifen, um eine Information der 
KMU über und diesen einen einfachen Zugang zu 
den neuen Technologien zu gewährleisten; insbe- 
sondere wird sie die Beteiligung von KMU an den 
Forschungs- und Entwicklungsprogrammen der 
Gemeinschaft unterstützen, z. B. über Durchführ- 
barkeitszuschüsse, um KMU dabei zu helfen, 
potentielle Partner für Gemeinschaftsprojekte zu 
werden; diese Aktion wird auch weiterhin eng mit 
der Gemeinschaftspolitik für wissenschaftliche 
und technologische Entwicklung koordiniert; 

— Maßnahmen ergreifen, um den Zugang der KMU 
zu geeigneten Finanzierungsquellen, insbeson- 
dere Risikokapital, zu verbessern. Eine solche Ak- 
tion kann Projekte, wie zur Stimulierung der Start- 
kapitalmärkte in der Gemeinschaft (durch die 
Kommission im Oktober 1988 beschlossen), um- 
fassen. 


B. 3. Förderung der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit und Partnerschaft 

Die Aktion in diesem Bereich wird weitgehend über 
das Büro für Unternehmenskooperation der Kommis- 
sion durchgeführt. Diese Maßnahmen werden mit der 
Wettbewerbspolitik der Gemeinschaft im Einklang 
stehen und in enger Abstimmung mit der gemein- 
schaftlichen Innovations- und Technologiepolitik um- 
gesetzt werden. Sie werden darüber hinaus die grenz- 
überschreitende Zusammenarbeit fördern, die für die 
Gemeinschaftspolitik in den Bereichen Entwicklung, 
Innovations- und Technologietransfer notwendig ist. 


Die Kommission wird 

— die erste Phase des Business Cooperation Network 
(BC-NET) Mitte 1990 zu Ende führen, die Ergeb- 
nisse der ersten Phase bewerten und unter Berück- 
sichtigung dieser Ergebnisse und nach Beratung 
mit Vertretern aus dem Wirtschaftsleben, das Sy- 
stem entsprechend entwickeln; gleichzeitig wird 
das bestehende Informationssystem über Koopera- 
tionsmöglichkeiten modernisiert und weiterent- 
wickelt; 

— ihre Aktionen weiterentwickeln, um das grenz- 
überschreitende Zulieferwesen zu fördern, durch 
Vorbereitung geeigneter Veröffentlichungen, um 
die Unternehmen in diesem Bereich zu informieren 
und unterstützen und den Aufbau eines Europäi- 
schen Zentrums für Zulieferwesen; 

— das Projekt EUROPARTNERSCHAFT fortsetzen 
und dieses ausweiten, um auch die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zwischen den entwickelten Re- 
gionen der Gemeinschaft zu fördern; 

— Maßnahmen ergreifen, um den Zugang der KMU 
zu den Märkten von Drittländern zu verbessern, 
z. B, durch Unterstützung der Infrastruktur der 
Handelshäuser, und die Möglichkeit der grenz- 
überschreitenden Zusammenarbeit von KMU mit 
Dritüändem zum gegenseitigen Vorteil überprüfen; 

— andere Pilot- und Demonstrationsprojekte lancie- 
ren, um die grenzüberschreitende Zusammenar- 
beit zu fördern. 


B. 4. Bewertung und Entwicklung der Politik 

Die oben angeführten Maßnahmen stellen jene dar, 
die zur Zeit ins Auge gefaßt werden können, um die 
politischen Ziele hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen und der Unternehmensent- 
wicklung zu verwirklichen. Nach Auswertung des 
jährlichen Bewertungsberichts wird die Kommission 
diese Maßnahmen entweder fortsetzen oder entspre- 
chend abändem. Zusätzlich zur Bewertung der beste- 
henden Maßnahmen wird die Kommission Forschun- 
gen und Studien unternehmen, um geeignete zusätz- 
liche Aktionen zu entwickeln. 

Um das Verständnis für die Position und die Rolle der 
KMU im europäischen Wirtschaftsleben zu steigern, 
wird die Kommission auch in Zukunft gemeinsam mit 
den Mitgliedstaaten eine statistische Datenbank über 
die Unternehmen entwickeln und statistische Infor- 
mationen nach Unternehmensgrößen aufgeschlüsselt 
verfügbar machen. Dieses Vorhaben entspricht dem 
gemeinschaftlichen statistischen Rahmenplan und 
seinen Prioritäten ^i). 


V. Haushaltspolitische Aspekte 

Der vorliegende Vorschlag sieht ein Finanzierungs Vo- 
lumen von 135 Mio. ECU über die nächsten vier Jahre 
vor, davon 28,25 Mio. ECU für das Haushaltsjahr 
1990. Die Kommission betont den indikativen Charak- 


11) Vgl. KOM(88) 241 
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ter dieser Zahlen, die endgültig im Haushaltsverfah- 
ren 1990 festzulegen sind. In diesem Zusammenhang 
ist anzumerken, daß für 1990 10,75 Mio. ECU zusätz- 
liche Ausgaben vorgesehen sind, davon beruhen 
6 Mio. ECU auf bereits eingegangenen Engagements 
der Kommission im Rahmen der Erweiterung der EG- 
Beratungsstellen und von BC-NET. Damit bleiben 
4,75 Mio. ECU für die Umsetzung anderer von der 
Kommission begonnener Maßnahmen. 


VL Schlußfolgerung 

Dieser Mitteilung liegt der Vorschlag eines Ratsbe- 
schlusses, eine Abschätzung der finanziellen Auswir- 
kungen der Maßnahmen, die von dieser Entscheidung 
abgedeckt werden, und eine Bewertung ihrer Auswir- 
kungen auf die Beschäftigungslage und die Wettbe- 
werbsfähigkeit bei. Der Rat wird gebeten, den beilie- 
genden Vorschlag zu verabschieden. 
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Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die Verbesserung der Rahmenbedingungen 
für Unternehmen und die Förderung ihrer Entwicklung, insbesondere von kleinen und mittleren 
Unternehmen, in der Gemeinschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 235, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Der Rat verabschiedete am 3. November 1986 eine 
Entschließung über ein Aktionsprogramm für KMU 
und am 30. Juni 1988 eine Entschließung über die 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für Unter- 
nehmen und die Förderung der Entwicklung von Un- 
ternehmen, insbesondere von kleinen und mittleren 
Unternehmen, in der Gemeinschaft. 

Die Kommission übermittelte dem Rat eine Mitteüung 
über eine Unternehmenspolitik für die Gemeinschaft, 
und die Gemeinschaft hat bereits einige Initiativen auf 
diesem Gebiet entwickelt. 

Die Entwicklung einer gemeinschaftüchen Unterneh- 
menspohtik auf der Grundlage des Prinzips des funk- 
tionsfähigen Wettbewerbs ist von großer Bedeutung 
für die Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Wirtschaft, für das Beschäftigungswachstum und für 
den wirtschaftiichen und sozialen Zusammenhalt der 
Gemeinschaft. 

Es ist notwendig, im Lichte der Vollendung des Bin- 
nenmarktes und der anderen sich aus der Einheith- 
chen Europäischen Akte ergebenden Reformen diese 
Unternehmenspohtik zu stärken. 

Da für diesen Zweck keine spezifischen Bestimmun- 
gen im Vertrag vorgesehen sind, muß Artikel 235 her- 
angezogen werden — 

BESCHLIESST: 


Artikel 1 

Zur Verbesserung der Rahmenbedingungen für die 
Unternehmen und zur Förderung ihrer Entwicklung, 
insbesondere von kleinen und mittleren Unterneh- 


men, werden auf Gemeinschaftsebene Maßnahmen 
durchgeführt. 


Artikel 2 

Die in Artikel 1 erwähnten Maßnahmen umfas- 
sen: 

— Abbau unangemessener administrativer, finanzi- 
eller und rechüicher Beschränkungen, die die Ent- 
wicklung und Gründung kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen hemmen; 

— Information der Unternehmen (insbesondere klei- 
ner und mittlerer Unternehmen) über nationale 
und gemeinschaftliche Maßnahmen, Regelungen 
und Tätigkeiten, die sie betreffen oder betreffen 
könnten, mit der entsprechenden Unterstützung; 

— Förderung der Zusammenarbeit und Partnerschaft 
zwischen Unternehmen, insbesondere von kleinen 
und mittleren Unternehmen, aus verschiedenen 
Regionen der Gemeinschaft. 


Artikel 3 

Zur Erreichung der in Artikel 1 und 2 genannten 
Ziele wird die Kommission die notwendigen Maßnah- 
men Vorschlägen, soweit sie nicht auf Ebene der Mit- 
ghedstaaten besser durchgeführt und im Rahmen an- 
derer Gemeinschaftspolitiken besser berücksichtigt 
werden können. 


Artikel 4 

Die Kommission legt dem Europäischen Parlament 
und dem Rat jährhch einen Bericht über die Durchfüh- 
rung dieses Beschlusses vor. 


Artikel 5 

Der zur Durchführung dieses Beschlusses notwen- 
dige Betrag wird jährhch im Haushaltsverfahren fest- 
gesetzt. 

Für die Zeit von 1990 bis 1993 wird der notwendige 
Betrag auf 135 Mio. ECU veranschlagt. 
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Bewertung der wirtschaftlichen Auswirkungen 


1, Welches ist der Hauptgrund für die Einführung 
dieser Maßnahme? 

Der Hauptgrund für diesen Beschluß ist die Schaffung 
einer gesetzlichen Grundlage für die Fortsetzung und 
die Ausweitung der europäischen Politik zur Verbes- 
serung des wirtschaftlichen Umfeldes und zur Förde- 
rung der Unternehmensentwicklung. 

Verschiedene Pilotaktionen und Vorbereitungsmaß- 
nahmen wurden von der EG-Kommission in Ausfüh- 
rung des Aktionsprogramms für Kleine und Mittlere 
Unternehmen (KMU) von 1986 in die Wege geleitet 
und später durch die Resolution von 1988 über die 
Unternehmenspolitik ausgeweitet. Die Hauptziele 
dieser Politik lauten wie folgt: 

— die Abschaffung übertriebener verwaltungsmäßi- 
ger und gesetzlicher Zwänge, die die Entwicklung 
und Schaffung von kleinen und mittleren Unter- 
nehmen hemmen; 

— die Information und die Unterstützung für die Un- 
ternehmen, insbesondere die KMU, bezüglich der 
Politiken, Bestimmungen und Aktivitäten in den 
Mitgliedstaaten und in der Gemeinschaft, die 
diese Unternehmen betreffen oder betreffen könn- 
ten; 

— die Förderung der Zusammenarbeit und Partner- 
schaft zwischen Unternehmen, insbesondere von 
Unternehmen aus verschiedenen Regionen der 
Gemeinschaft. 

Die Ausführung des Aktionsprogramms und der Un- 
ternehmenspolitik ist erfolgreich verlaufen und ist 
jetzt in ein Stadium eingetreten, in dem ein ständiger 
Einsatz und die entsprechenden Finanzmittel erfor- 
derlich sind, um die bestehenden Maßnahmen auszu- 
weiten und neue Initiativen zu ergreifen. 


2. Welche Wirtschaftsbereiche sind betroffen? 

Die Unternehmenspolitik der Gemeinschaft bezieht 
sich auf alle Wirtschaftsbereiche, und zwar dadurch, 
daß eines der Ziele dieser Politik die Verbesserung 
des Umfeldes ist, in dem alle Unternehmen, kleine 
und große, arbeiten. Sie werden also auch in Zukunft 
von dieser Entscheidung betroffen sein. 


— Sind viele KMU betroffen? 

Es ist davon auszugehen, daß insbesondere die KMU 
aus dem Beschluß Nutzen ziehen, zumal viele spezifi- 
sche Maßnahmen auch in Zukunft ergriffen werden 
sollen, um sie bei der Überwindung besonderer Hin- 
dernisse zu unterstützen, denen sie sich aufgrund ih- 
rer geringen Unternehmensgröße gegenübersehen 
könnten. 


— Gibt es Maßnahmen in Regionen, die 
Regionalhilfe erhalten können? 

Durch den Beschluß wird es möghch, sich auch mit 
Sonderproblemen von Unternehmen zu befassen, die 
nicht nur eine geringe Unternehmensgröße aufwei- 
sen, sondern ebenfalls in einer der am wenigsten ent- 
wickelten Regionen der Gemeinschaft angesiedelt 
sind. Ein Beispiel dafür ist das Modell der EURO- 
PARTNERSCHAFT, bei dem besondere Anstrengun- 
gen unternommen werden, um die Entwicklung von 
Partnerschaften und Kooperationsabkommen zwi- 
schen Unternehmen in den am wenigsten entwickel- 
ten Regionen und solchen in den anderen Regionen 
der Gemeinschaft zu fördern. 


3. Welche unmittelbaren Verpflichtungen werden 
der Wirtschaft durch diese Maßnahme auferlegt? 

Der Beschluß erlegt der Wirtschaft keinerlei Ver- 
pflichtungen auf. Sein Ziel ist es vielmehr, auch wei- 
terhin das Umfeld zu verbessern, in dem die Unter- 
nehmen arbeiten müssen, und das Angebot an Mög- 
lichkeiten auszuweiten, insbesondere für kleine Un- 
ternehmen. Jüngste Neuerungen beispielsweise 
— wie das Modell des „Seed" -Kapitals — versuchen, 
die Entwicklung von Unternehmen in der frühestmög- 
lichen Phase zu unterstützen. 


4. Welche indirekten Verpflichtungen könnten die 
örtlichen Behörden den Unternehmen 
auferlegen? 

Es werden wahrscheinlich keine zusätzhchen Ver- 
pflichtungen auferlegt. Das Programm ist darauf aus- 
gerichtet, die Verpflichtungen auf das strikteste Min- 
destmaß zu verringern. Eines der Ziele des Bewer- 
tungssystems der Kommission über die wirtschafüi- 
chen Auswirkungen ist es, Gesetzesvorschläge aus 
der Sicht ihrer wahrscheinhchen Auswirkungen auf 
die Unternehmen zu prüfen und eine Verringerung 
der möglichen Lasten für die Unternehmen anzustre- 
ben. Andere Beispiele zur Verdeutiichung dieses Ziels 
sind die Verwaltungsvereinfachung, die Verringe- 
rung des „Papierkriegs" und der Aufzeichnungs- 
pflichten, die von der Gemeinschaftsgesetzgebung 
verlangt wird. Die ständigen Bemühungen der Ge- 
meinschaft, eine Gesetzgebung im Sinne eines besse- 
ren Verständnisses und geringer Verwaltungsaufla- 
gen auszuarbeiten, dürften ebenfalls dazu beitra- 
gen. 


5. Gibt es besondere Maßnahmen für KMU? 

Wie bereits vorhin erwähnt, richten sich viele der be- 
stehenden oder beabsichtigten Maßnahmen unmittel- 
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bar an die KMU, und zwar unter Berücksichtigung der 
besonderen Schwierigkeiten, denen sie sich aufgrund 
ihrer Unternehmens große gegenüber sehen. 


6. Wie sind die wahrscheinlichen Auswirkungen 
auf 

— die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen? 

Es ist davon auszugehen, daß es durch den Beschluß 
über das Programm möglich sein wird, die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Unternehmen in der Gemeinschaft 
zu steigern, und zwar durch eine Verbesserung des 
Umfelds, in dem sie arbeiten, und über eine Verringe- 
rung der Verwaltungsauflagen durch Freisetzung von 
neuen Möghchkeiten, die dann zu produktiveren Zie- 
len genutzt werden könnten. Es ist ebenfalls davon 
auszugehen, daß ein solches Vorgehen die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Unternehmen in der Gemeinschaft 
im Vergleich zu jenen in Drittländern steigern wird. 
Für die KMU ist davon auszugehen, daß die verschie- 
denen Maßnahmen, die spezifisch auf die KMU abzie- 
len, deren Wettbewerbsfähigkeit gegenüber größeren 
Unternehmen in einem sich erweiternden Binnen- 
markt verbessern können. 


— die Beschäftigungslage? 

Es ist schwierig, die Folgen der Maßnahmen im Rah- 
men des Programms auf Beschäftigungsebene abzu- 


schätzen. Die Auswirkungen für die Beschäftigungs- 
lage sind allem Anschein nach gut, da die Bemühun- 
gen zur Entwicklung und Ausweitung der KMU einen 
beachtlichen Zuwachs der Arbeitsplätze in den Mit- 
ghedstaaten zur Folge hatten. Die Resolution des Ra- 
tes von 1986 über das Wachstum auf dem Arbeits- 
markt unterstreicht die Notwendigkeit einer Förde- 
rung der KMU-Entwicklung als Mittel zur Verbesse- 
rung der Beschäftigungsmöghchkeiten. 


7. Wurden die Sozialpartner zu Rate gezogen? 

Die Wirtschaft wurde zum Text dieses Beschlusses 
nicht ausdrücklich zu Rate gezogen. Die Einzelmaß- 
nahmen dieser Pohtik hingegen — z. B. die EG-Bera- 
tungsstellen für Unternehmen und BC-NET — sind 
Gegenstand eingehender Beratungen mit Unterneh- 
mern und Vertretern der Unternehmensverbände so- 
wie mit Fachleuten aus den Mitgliedstaaten. Die in 
dieser Pohtik vorgesehenen Beratungsprozeduren 
werden auch weiterhin bestmöghch genutzt. Eine zu- 
sätzhche Maßnahme, die von diesem Beschluß abge- 
deckt wird, ist eine Prüfung der bestehenden Gemein- 
schaftsgesetzgebung in weitgesteckten pohtischen 
Bereichen durch Konsultationen mit Vertretern der 
Wirtschaft, damit die Auswirkungen auf das wirt- 
schafthche Umfeld in voUem Umfang abgeschätzt und 
der Kommission Verbesserungsvorschläge unterbrei- 
tet werden können. 
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Finanzielle Auswirkungen 


1. Haushaltslinie 

B 777: Maßnahmen zur Förderung von Unternehmen 
(KMU) 


2. Juristische Grundlage 

Artikel 235 


3. Beschreibung der Tätigkeiten 

Eine Verbesserung der wirtschafthchen Rahmenbe- 
dingungen und die Förderung der Untemehmensent- 
wicklung, insbesondere der KMU, durch: 

— Abschaffung übertriebener verwaltungsmäßiger, 
finanzieller und gesetzlicher Zwänge, die die Ent- 
wicklung und Gründung kleiner und mittlerer Un- 
ternehmen hemmen; 

— Information und Unterstützung für Unternehmen 
und insbesondere KMU bezüglich von Pohtiken, 
Bestimmungen und Aktivitäten der Mitghedstaa- 
ten und der Gemeinschaft, die die Unternehmen 
betreffen oder betreffen könnten; 


— die Förderung der Zusammenarbeit und Partner- 
schaft zwischen Unternehmen, insbesondere von 
Unternehmen aus den verschiedenen Regionen 
der Gemeinschaft. 


4. Begründung 

Der Grundstein für die Unternehmenspohtik der 
Gemeinschaft wurde 1986 mit der Verabschiedung 
einer Resolution über das Aktionsprogramm für klei- 
ne und mittlere Unternehmen durch den Rat ge- 
legt. Die wichtigsten Ziele dieser Pohtik wurden von 
der Kommission in ihrer Mitteilung an den Rat über 
eine Untemehmenspolitik für die Gemeinschaft im 
Juni 1988 (s. Dok. KOM (88) 241 endg.) weiter ausge- 
arbeitet. Die verschiedenen Initiativen seitens der 
Kommission sind jetzt in ein Stadium eingetreten, bei 
dem es erforderhch wird, die entsprechende gesetz- 
hche Grundlage in Form eines Ratsbeschlusses zu 
schaffen. Auf diese Weise soll eine bessere Ausfüh- 
rung dieser Politik und deren Finanzierung durch 
den Haushalt der Gemeinschaft gewährleistet wer- 
den. 


5 , Finanzielle Auswirkungen 


Die geschätzten Gesamtkosten für den Haushalt der Gemeinschaft für den Zeitraum von 1990 bis 1993 betra- 
gen 135 Mio. ECU. 



1990 

1991 

1992 

1993 

1. Abschaffung unnötiger verwaltungsmäßiger, finan- 
zieller und gesetzlicher Zwänge 




1,000 

2. Information und Unterstützung für Unternehmen . 




25,500 

3. Förderung von Kooperation und Partnerschaft .... 




9,000 

4. Bewertung und politische Entwicklung 



2,500 

3,000 


28,250*) 

31,750 

36,500 

38,500 


• ) Eine Zunahme von 10,7 Millionen ECU im Vergleich zum Haushalt 1989. Allerdings beinhaltet der bereits beschlossene Ausbau 
der EG-Beratungsstellen für Unternehmen und des BC-NET eine „obhgatorische Ausgabe" von 6 Mülionen ECU, was der 
weiteren Entwicklimg einer Untemehmenspolitik für die Gemeinschaft weniger als 5 Millionen ECU beläßt. 


6. Finanzierung 


7. Kontrolle 


Kredite, die in den Haushalten für die Jahre 1990 bis 
1993 einzutragen sind. 


Finanzkontrolle 

Rechnungshof 
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Bericht des Abgeordneten Vahlberg 


Der Vorschlag wurde durch die Unterrichtung über 
die gemäß § 80 Abs. 3 und §§92 und 93 der Ge- 
schäftsordnung des Deutschen Bundestages an die 
Ausschüsse überwiesenen Vorlagen in Drucksache 
11/4405 (Nr. 3.3) vom 21. April 1989 an den Ausschuß 
für Wirtschaft zur Beratung überwiesen. 

Hauptanliegen des Vorschlags ist die Schaffung einer 
gesetzhchen Grundlage für die Fortsetzung und die 
Ausweitung der europäischen Politik zur Verbesse- 
rung des wirtschaftlichen Umfelds insbesondere für 
die kleinen und mittleren Unternehmen. Der Aufbau 
der „Untemehmenspohtik" der Europäischen Ge- 
meinschaft, die inzwischen über Pilotprojekte und 
Vorbereitungsaktionen zu einem wichtigen Tätig- 
keitsfeld der EG-Kommission herangewachsen ist, er- 
folgt in verschiedenen Stufen. 

Im August 1986 wurde durch die Kommission ein Ak- 
tionsprogramm für kleine und mittlere Unternehmen 
(KMU) vorgelegt, im November 1986 eine Entschlie- 
ßung des Rates, in der die Leitlinien der Politik und 
die im Aktionsprogramm vorgeschlagene Strategie 
grundsätzhch gebiUigt wurden. 

Im Mai 1988 erfolgte die Mitteilung der EG-Kommis- 
sion an den Rat über eine Untemehmenspohtik für die 
Gemeinschaft, im Juni 1988 die Entschließung des 
Rates über die Verbesserung der Rahmenbedingun- 
gen für die Unternehmen und im November 1988 die 
Entschließung des Rates über ein Aktionsprogramm 
für kleine und mittlere Unternehmen. 

Um die Rahmenbedingungen für diese Unternehmen 
zu verbessern, sollen auf Gemeinschaftsebene die fol- 
genden Maßnahmen durchgeführt werden: 

1. Dereguherung 

Der Abbau unangemessener administrativer, fi- 
nanzieller und rechthcher Beschränkungen, die die 
Entwicklung und Gründung kleiner und mittlerer 
Unternehmen hemmen 

2. Information der Unternehmen über nationale und 
gemeinschaftliche Maßnahmen, die sie betreffen 
oder betreffen könnten, mit der entsprechenden 
Unterstützung 

3. Förderung der Zusammenarbeit und Partnerschaft 
zwischen den Unternehmen aus verschiedenen Re- 
gionen der Gemeinschaft 

ln Artikel 3 ist das Recht der Kommission niederge- 
legt, zur Erreichung der in Artikel 1 und 2 genannten 
Ziele die notwendigen Maßnahmen vorzuschlagen, 
soweit sie nicht auf der Ebene der Mitgliedstaaten 
besser durchgeführt werden können. 

Artikel 4 enthält eine Berichtspfhcht. 


In Artikel 5 sind die für das Programm vorgesehenen 
Haushaltsmittel der Gemeinschaft dargestellt. Für die 
Zeit von 1990 bis 1993 sind 135 Mio. ECU veran- 
schlagt. 

Die Bundesregierung weist darauf hin, daß sich die 
EG-Kommission mit dem überwiegenden Teil der an- 
gestrebten Maßnahmen innerhalb des von der Bun- 
desregierung gesteckten Rahmens bewege. Die vor- 
gestellten Maßnahmen seien indirekter Natur und be- 
wegten sich in den Grenzen des Subsidiaritätsprin- 
zips. Damit könnten sie positiv zur Anpassungsfähig- 
keit der kleinen und mittleren Unternehmen an die 
Herausforderungen des europäischen Binnenmarktes 
beitragen. 

Zu einem Teil der vorgesehenen Maßnahmen, etwa 
das Trainingsprogramm für Unternehmensleiter und 
die Mobilisierung privaten Risikokapitals für Unter- 
nehmensgründungen, hat die EG-Kommission ohne 
Beteiligung der EG-Mitghedstaaten Erprobungs- 
oder Demonstrationsphasen eingeleitet. Die Bundes- 
regierung habe diese Vorgel.ensweise kritisiert. Sie 
meint, daß davon auszugehen sei, daß die vorgese- 
hene Schaffung eines Ausschusses den Abstim- 
mungsprozeß von EG-Kommission und EG-Mitghed- 
staaten verbessern werde. 

Die bisherigen Beratungen des Vorschlags hätten zu 
wesentlichen Verbesserungen des Entscheidungstex- 
tes geführt. So habe ein Ausschußverfahren durchge- 
setzt werden können, das eine ausreichende Mitwir- 
kung der EG-Mitghedstaaten sicherstelle. Bedeutsam 
sei auch die weitgehende Konkretisierung und Präzi- 
sierung der recht allgemein gehaltenen Maßnahmen- 
beschreibung durch nähere Erläuterungen und An- 
gabe des Finanzbedarfs in einem Anhang zum Ent- 
scheidungstext. Zudem sei durch eine verbindliche 
Erklärung der EG-Kommission erreicht worden, daß 
bei der Verwirkhchung des Programms der mittelfri- 
stige Finanzbedarf der Gemeinschaft eingehalten 
werde. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vorlage in seinen 
Sitzungen am 14. und 21. Juni 1989 beraten. Der Aus- 
schuß ist weitgehend der Stellungnahme gefolgt, die 
der Bundesrat in seiner 600. Sitzung am 12. Mai 1989 
abgegeben hat. 

Der Ausschuß begrüßt die Initiative der Kommission 
zur Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen. Er 
mißt der Unterstützung von kleinen und mittleren Un- 
ternehmen bei der Vorbereitung auf den Binnenmarkt 
besondere Bedeutung zu, weil die gegenseitige 
Durchdringung der Märkte und die damit verbunde- 
nen Integrationseffekte nur dann voll zum Tragen 
kommen, wenn es gerade den kleinen und mittleren 
Unternehmen gelingt, von den neuen Marktchancen 
Gebrauch zu machen. 
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Der Ausschuß begrüßt insbesondere, daß der Vor- 
schlag für einen Beschluß des Rates 

— der KMU-Pohtik der EG einen festen Finanzrah- 
men vorgibt und 

— in Artikel 3 das Subsidiaritätsprinzip ausdrückhch 
aufnimmt. 

Er stellt fest, daß die in Artikel 2 enthaltenen Maßnah- 
men sehr allgemein beschrieben sind und sich des- 
halb noch nicht in allen Teilen absehen läßt, welche 
Einzelmaßnahmen die Kommission ergreifen wird 
und wie diese ausgestaltet werden. Der Ausschuß er- 
kennt an, daß das Interesse an einem flexiblen und 
effektiven Förderinstrumentarium für kleine und mitt- 
lere Unternehmen einer genauen Definition der Maß- 
nahmen schon im jetzigen Zeitpunkt entgegensteht, 
bittet die Bundesregierung aber, einer derart weitge- 
henden Ermächtigung nur unter der Voraussetzung 
zuzustimmen, daß ein Ausschuß nach Verfahren II 
Variante b entsprechend dem Beschluß des Rates vom 
13. Juh 1987 zur Festlegung der Modahtäten für die 
Ausübung der der Kommission übertragenen Durch- 
führungsbefugnisse eingerichtet wird. 

Der Ausschuß für Wirtschaft sieht in der mittelstands- 
freundlichen Ausgestaltung und Verbesserung der 
Rahmenbedingungen die Grundlage und das Haupt- 
ziel einer EG -Mittelstandspolitik und begrüßt in die- 
sem Zusammenhang, daß der Vorschlag der Kommis- 
sion als Ziel der Maßnahmen auf Gemeinschafts ebene 
ausdrückhch die Dereguherung erwähnt (Artikel 2, 
1. Tiret). Er erwartet, daß die Gemeinschaft auf die- 
sem Gebiet des Abbaus von für KMU unangemesse- 
nen administrativen und rechthchen Beschränkungen 
auch konkrete Beschlüsse faßt. 

Einzelbetriebhche Förderung mit mittelstandspoliti- 
scher Zielrichtung kann nur orts- und betriebsnah ge- 
staltet und durchgeführt werden. Nur hier können die 
notwendigen Kenntnisse der regionalen und örthchen 
Wirtschafts- und Unternehmensstrukturen zusam- 
mengeführt werden. Zudem würde die Einführung 
einer zusätzlichen EG-Förderebene den Bemühungen 
um Verwaltungsvereinfachung widersprechen und 
die Transparenz und Effizienz der bestehenden Mit- 
telstandsförderung negativ beeinflussen. Sie liefe da- 
mit dem Hauptziel einer übersichthchen und mittel- 
standsfreundhchen Gestaltung der Rahmenbedin- 
gungen zuwider. 

Es ist daher aus der Sicht des Ausschusses folgerich- 
tig, daß nach dem in Artikel 3 des Be Schluß Vorschlags 
enthaltenen Subsidiaritätspilnzip Maßnahmen der 
EG allenfalls nachrangig in Betracht kommen können. 
Inhalt dieses Subsidiaritätsprinzips muß auch die Er- 
haltung eines ausreichenden Entscheidungsspiel- 
raums der Mitghedstaaten und Regionen für Maßnah- 
men einer eigenen Mittelstandsförderung sein, die 
gerade auch im Hinbhck auf den EG-Binnenmarkt 
(z. B. bei Förderung der Vermittlung von Informatio- 
nen, Beratungen usw.) immer größere Bedeutung ge- 
winnt. 

Das Ergreifen derartiger Maßnahmen, die sich mit der 
Zielsetzung der Kommission zur Förderung kleiner 
und mittlerer Unternehmen decken, muß den Mit- 
ghedstaaten in vollem Umfang möghch sein. Falls ei- 


gene direkte Maßnahmen der EG in Betracht kom- 
men, ist es jedoch erforderhch, daß sie mit den für 
solche regionalen Aktivitäten zuständigen Ländern 
rechtzeitig abgestimmt werden. Ein positives Beispiel 
hierfür war die gemeinsame Festlegung der Euro- 
Info-Zentren. 

Die Kommission sollte bei der Neugestaltung der De- 
minimis-Regelung ein größeres Entgegenkommen 
zeigen und auch sonst bei ihren Beihilfekontrollen 
bezüghch solcher einzelstaathcher KMU-Fördermaß- 
nahmen einen großzügigen Maßstab anwenden. 

Der Ausschuß bedauert, daß die Bereitstellung von 
Informationen auf EG-Ebene noch sehr lückenhaft ist 
und es insbesondere noch an einer zentralen Stelle 
fehle, die über den Stand einzelner Harmonisierungs- 
vorhaben und deren Umsetzung in nationales Recht 
informiert. Er hält es gerade im Interesse mittelständi- 
scher Unternehmen für dringend notwendig, daß der- 
artige Informationen in deutscher Sprache und in je- 
derzeit abrufbarer Form bei der Kommission zur Ver- 
fügung gestellt werden. Er begrüßt deshalb, daß der 
Bundesminister für Wirtschaft dieses Petitum kürzhch 
gegenüber der EG-Kommission vorgebracht hat. Der 
Bundesrat bittet die Bundesregierung, dieses Anlie- 
gen nachdrücklich weiterzuverfolgen und es auch bei 
der Beratung des vorliegenden Beschluß Vorschlags 
zur Geltung zu bringen. 

Im übrigen erwartet der Ausschuß, daß sich die EG- 
Kommission an der Finanzierung der EG-Beratungs- 
stellen längerfristig und angemessen beteiligt. 

Die EG -Beratungsstellen haben sich bereits in ihrer 
Pilotphase als wichtige Einrichtungen zur Information 
und Beratung von kleinen und mittleren Unterneh- 
men erwiesen. Es ist absehbar, daß diese Aufgaben 
mit der Vollendung des EG -Binnenmarktes zunächst 
noch an Bedeutung gewinnen werden, da für viele 
Unternehmen erst dann die Dimension der erforderh- 
chen Anpassung sichtbar wird. Die Arbeit der EG- 
Beratungsstellen sollte deshalb auf eine längere Zeit- 
dauer geplant werden. Dies erfordert auch Klarheit 
über die längerfristige Finanzierung. Dieser Aspekt ist 
auch hinsichtlich der Gewinnung qualifizierter Mitar- 
beiter und der längerfristigen Planungssicherheit der 
betrauten Institution von Bedeutung. 

Der Ausschuß hat dabei beanstandet, daß die Informa- 
tion für die kleinen und mittleren Betriebe unzurei- 
chend sei, wenn sie zunächst und in erster Linie in 
französischer und englischer Sprache abgefaßt werde. 
Es sollte sichergestellt werden, daß Informationen 
gleichzeitig in allen Amtssprachen den Interessenten 
zur Verfügung gestellt werden können. 

Darüber hinaus sollte die Finanzierung nicht nur der 
einmahgen Einrichtung, sondern der fortlaufenden fi- 
nanziellen Unterstützung der Beratungsstellen die- 
nen. Nur dadurch könne eine ständige Information 
sichergestellt werden. 

Übereinstimmend waren die Mitgheder des Aus- 
schusses für Wirtschaft der Ansicht, daß auch eine 
nationale deutsche Regelung eingeführt werden solle. 
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die zu einer Darlegung der Mittelstandsverträglich- 
keit bei Gesetzen in der Bundesrepublik Deutschland 
führt. Nur dadurch könnten bürokratische Regelun- 
gen weiter als bisher zurückgedrängt werden. 

Der Ausschuß empfiehlt dem Deutschen Bundestag 
mit großer Mehrheit bei einer Gegenstimme, den vor- 
gelegten Beschluß zu fassen. 


Bonn, den 21. Juni 1989 


Vahlberg 

Berichterstatter 
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